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Gewinn darf nicht
an Schwingvereine
Esaf Das Eidgenössische
Schwing- und Älplerfest vom
vergangenen Wochenende in
Prattelnmusswie seineVorgän-
ger keine Steuern bezahlen.Die
Steuerbefreiunggilt imBaselbiet
allerdings nur dann, wenn ein
allfälliger Gewinn an gemein-
nützige Institutionen verteilt
wird. Dies hält die Baselbieter
Regierung in ihrer Antwort auf
einenVorstossvonSVP-Landrat
Dominique Erhart fest. Er hatte
die Regierung dazu aufgefor-
dert, auf diese Bedingung wie
die Kantone der letzten Austra-
gungsorte zuverzichten.Wegen
dieserEinschränkungkönneein
Gewinn nicht anMitgliederver-
eine des Kantonalen Schwing-
verbands verteilt werden, die
TausendeHelferstunden fürdas
Esaf eingesetzt hätten.

Die Regierung ist allerdings
garnichtzuständig füreinensol-
chen Entscheid. Dieser obliegt
der kantonalen Taxations- und
Erlasskommission und sei im
Übrigen längst rechtskräftig. In-
haltlich verweist die Regierung
darauf, dass Gemeinnützigkeit
nur angenommen werde, wenn
erheblicheLeistungen imDiens-
te der Allgemeinheit erbracht
werden.EinallzuengerKreisder
Begünstigten oder Tätigkeiten
fürbestimmteMitgliederschlies-
sen ein Allgemeininteresse aus,
schreibt dieRegierung. (bz)

Strom wird teurer, aber nicht bei allen Anbietern gleich stark
Die Energieversorger der Region verlangen 2023 allemehrGeld für ihren Strom – die Preissteigerungen liegen zwischen 1 und 50Prozent.

BenjaminWieland

Die Frist lief gestern Mittwoch
aus. Bis zum 31. August hatten
die SchweizerEnergieversorger
Zeit, ihre Stromtarife für das
kommende Jahr bei der Elcom
einzureichen, der staatlichen
Regulierungsbehörde im Elek-
trizitätsbereich.Die Stromrech-
nungenwerdenwohlausnahms-
los teurer ausfallen. Die Unter-
schiedesind jedochbeträchtlich:
Die Preise nehmen, je nachAn-
bieter und Bezugsvolumen, um
1 bis 50 Prozent zu.

Im Mittelfeld bewegen sich
die IWB. Sie haben ihre Auf-

schläge bereits kommuniziert
(siehebzvongestern).Demnach
steigen die Preise für Kundin-
nen und Kunden in der Grund-
versorgungum12bis 15Prozent
an,wasbei einemZweizimmer-
haushalt rund 60 Franken pro
Jahr ausmache.

Die anderen drei grossen
Energieversorger in der Nord-

westschweiz haben ihre Tarife
nun ebenfalls bekanntgegeben.
Es sind Primeo Energie (im
Unteren Baselbiet und im
Schwarzbubenland tätig), die
EBL (Oberbaselbiet), aber auch
dieBKW(Laufental), ebensodie
AEW (Fricktal).

VieleFaktorensindnicht
beeinflussbar
Am heftigsten fällt der Auf-
schlagbeiPrimeoaus.DerTarif
in der Grundversorgung steigt
um10RappenproKilowattstun-
de an. Bei einer grossen Fünf-
zimmerwohnung sind das
Mehrkosten in der Höhe von

445Franken imJahr,was einem
Plus von 46 Prozent entspricht.
Bei noch grösseren Bezügern
wird die Stromrechnung sogar
50Prozent teurer.DieAEWwie-
derum kündigt Preissteigerun-
gen von 25 Prozent an. Die Ge-
nossenschaft Elektra Baselland
(EBL) gibt ihre Preissteigerung
mit 18,6Prozent an.EinAusreis-
ser ist die BKW. Bei ihr bleiben
diePreisebeinaheunverändert.
DasPlusbeträgt0,3Rappenpro
Kilowattstunde – in Prozent:
plus 1,3 Prozent.

Einige Faktoren können die
Energieversorger selber gar
nicht beeinflussen. Der Preis,

dendieKundinnenundKunden
für Strom bezahlen, setzt sich
aus den Elementen Energie,
Netznutzung und aus diversen
Abgabenzusammen.Zuberück-
sichtigen istweiterdie allgemei-
ne Teuerung.

Swissgridwird beispielswei-
se per 2023 ihre Preise für ihre
allgemeinen Systemdienstleis-
tungenum0,3RappenproKilo-
wattstunde erhöhen. Die Über-
tragungsnetzbetreiberin, die
auch die Höchstspannungslei-
tungen in der Schweiz baut und
unterhält, begründet die Mass-
nahmemitdensteigendenPrei-
senandeneuropäischenStrom-

märkten. Den Swissgrid-Auf-
schlag geben die Schweizer
Stromanbieter in der Regel an
dieKundschaftweiter.DieBKW
etwa schreibt, man hätte ohne
diesen Effekt die Preise stabil
halten können. Laut Swissgrid
machen die Leistungen, welche
sie verrechnet, rund acht Pro-
zentder jährlichenStromkosten
vonPrivathaushalten aus.

ImBaselbietgibtesauchfünf
kleineElektras: inAugst, Itingen,
Maisprach, Reigoldswil und Sis-
sach. Zwei haben ihre Tarife
2023onlinegestellt.DasPlusbe-
trägt 14,2 Prozent (Itingen) und
31.4Prozent (Sissach).

Um bis zu50
Prozent teurer werden die
Stromrechnungen bei

Primeo Energie.

«Dann will niemand Schulrat sein»
DieobersteBaselbieter SchulrätinUrsulaBerset sieht schwarz, sollte derLandrat dieFührungsstrukturenumkrempeln.

Michael Nittnaus

Heute könnte im Baselbieter
ParlamentderGrundsteingelegt
werden für eine radikale Ver-
schiebungderFührungskompe-
tenzen in der Volksschule. Der
Landrat berät in erster Lesung
über eine Änderung des Bil-
dungsgesetzes. Die Regierung
möchte, dass aufdenSekundar-
stufen I und II nicht mehr die
SchulrätedieSchulleitungenan-
stellen, sondern die Bildungsdi-
rektion.AufderPrimarstufe soll
neuderGemeinderat die Schul-
leitungen führen. Er kann diese
Aufgabe aber auch weiterhin
demSchulrat zuweisen.Die Ba-
selbieterSchulratspräsidienkon-
ferenz (SRPK) wehrt sich gegen
dieseNeuorganisation. Ineinem
Brief an alle Landrätinnen und
Landrätebittet sie, garnicht erst
auf die beiden Vorlagen einzu-
treten. Im Gespräch mit der bz
zeigt SRPK-Präsidentin Ursula
Berset dieKonsequenzen auf.

Frau Berset, die Regierung
möchte die Schulräte de
facto entmachten. Was sagen
Sie dazu?
UrsulaBerset:Zuallererstmöch-
te ich festhalten, dass ich das
Wort «Entmachtung»nicht an-
gebracht finde. Schulrätinnen
und Schulräte sind Praktiker,
arbeitennaheanderSchuleund
mit ihr zusammen.Esgehtnicht
umMacht; dieserBegriffgehört
nicht ins Bildungswesen.

Aber ihnen würden viele
ihrer heutigen Kompetenzen
weggenommen.
Das stimmt. Wir würden viele
Aufgaben und Kompetenzen
verlieren,etwadasAnstellender
Schulleitungen oder auch das
Besetzen unbefristeter Lehrer-
stellen. Das Problem ist dabei
aber nicht in erster Linie ein
Machtverlust, sonderneindras-
tischer Attraktivitätsverlust
unseres Amtes. Unsere Arbeit
wäre viel eingeschränkter und
nichtmehrgleichspannend.Wir
von der Schulratspräsidienkon-
ferenz befürchten, dass dann
niemandmehrSchulrat seinwill.

DerRegierungsratargumen-
tiert,dassdieoperativeund

strategischeFührungder
Schulenbishernichtklar
getrenntwar.DerSchulrat
soll sichdaheraufdasAus-
arbeitendesSchulpro-
grammsfokussieren,welches
erauchgenehmigt.Zudem
soll erbeiKonfliktenvermit-
teln.Genügt Ihnendasnicht?
Wirhoffen,dass sichwenigstens
die Anträge der Bildungskom-
missiondurchsetzen.Dannwür-
denwir einMitspracherecht bei
den Anstellungen der Schullei-
tungen behalten und offizielle

Beschwerdeinstanz bei den
meisten Schüleranliegen sein.
Und auf der Primarstufe bliebe
der Schulrat das Grundmodell
und es bräuchte eine Volksab-
stimmung, umdemGemeinde-
rat die Kompetenzen zu über-
tragen.

In der Kommission waren
die beiden Vorlagen äusserst
umstritten, es wurde beina-
he nicht darauf eingetreten.
Stimmt Sie das nicht zuver-
sichtlich?
Ich wäre ehrlich gesagt sehr
positiv überrascht, würden die
Vorlagen es nicht durch den
Landrat schaffen.Wir vomVor-
stand der SRPK haben ein biss-
chen resigniert, hoffen aber
doch sehr aufdieKommissions-
version. Setzt sich hingegen die
Regierungsversion durch, frage
ichmich schon, obesdannüber-
haupt noch Schulräte braucht.
Dazumussmanwissen,dassdie
ganzeReform ihrenUrsprung in
der Forderung hatte, die Schul-
räte ganz abzuschaffen. Doch
das war nicht mehrheitsfähig

und nun versuchtman, die Auf-
gaben und Kompetenzen der
Schulräte zu schwächen.

IndenvergangenenJahren
schriebenSchulräte immer
malwiederNegativschlagzei-
len.EineHauptkritik:Schul-
räteseienkeineBildungs-
fachleute, sondernoftLaien.
Es ist ja geradedasWesendieses
Amtes, dasswir keineFachleute
seinmüssen.Wir sind gewählte
Volksvertreter undbringeneine
Aussensicht, dieoft guteDiskus-
sionenentfachenundzuLösun-
gen führen kann.Dass es an ge-
wissen Schulen im Kanton zu
Konflikten mit Schulräten ge-
kommen ist, streite ichgarnicht
ab. Aber blickt man auf die Ge-
samtzahl der Baselbieter Schu-
len, sind Negativschlagzeilen
über Schulräte doch eher die
Ausnahme.

Würde es das Amt für Volks-
schulen der Bildungsdirek-
tion schlechter machen?
Wennneu die Verwaltung in di-
rekter Linie die Schulen führt,

bezweifle ich, dass das gut
kommt. Sie ist viel weiter weg
vomSchulalltagalswir.UndGe-
meinderäte dürften weniger
Zeit fürdieSchulführunghaben.
Am Ende geht es doch um die
SchülerinnenundSchüler – und
gerade für sie sehe ich keinen
Mehrwert in der Reform.

Hand aufs Herz: Finden Sie
denn das heutige System in
Baselland ideal?
Nein, dass wir für die Primar-
stufe mit den Gemeinden eine
andere Trägerschaft haben als
fürdienachfolgendenSchulstu-
fen, verhindert einekonsistente
Führungsstruktur.Deshalb soll-
te erst die Frage der Träger-
schaft gelöst werden. Unsere
Idealvorstellung wäre, dass der
Kanton das Schulwesen in der
ganzenVolksschuleübernimmt.
Stattdessen bringen jetzt zwei
VorlagenzweiFührungssysteme
plus verschiedeneUntervarian-
ten für die Gemeinden und da-
mit einen riesigen Flickentep-
pich. Das ist der Schulführung
eines Kantons nicht würdig.

«Gerade für die Schülerinnen und Schüler sehe ich keinenMehrwert in der Reform», sagt Ursula Berset. Symbolbild: Tobias Garcia

Ursula Berset, Präsidentin der
SchulratspräsidienkonferenzBL.

Landrätin möchte
naturnahes Lernen
fördern

Postulat DieGrünen-Landrätin
Erika Eichenberger aus Liestal
reicht an der heutigen Sitzung
desKantonsparlaments einPos-
tulat ein, mit dem sie Bildungs-
gutscheine für naturnahes Ler-
nen fordert.

Die Entfremdung von der
Natur von Erwachsenen, Kin-
dern und Jugendlichen nehme
weiter zu. Deshalb sei das
ganzheitliche Erfahrungsler-
nen bei der Umweltbildung so
wichtig, schreibt Eichenberger
in ihremVorstoss. «Leider fehlt
es aber an den Finanzen, um
die kostenpflichtigen Angebo-
te regelmässig noch viel mehr
Klassen zugänglich zu ma-
chen.» (bz)


